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Einleitung

Stuttgart ist eine der sichersten 
Großstädte Deutschlands und wird 
auch als solche wahrgenommen. Dies 
zeigen sowohl die Zahlen der polizei-
lich registrierten Straftaten als auch 
die Aussagen der Bürgerinnen und 
Bürger zum Sicherheitsgefühl im Rah-
men der städtischen Bürgerumfragen 
und der europaweiten Städteumfra-
gen.1 Trotz dieser positiven Bilanz sor-
gen die gestiegenen Zahlen an Woh-
nungseinbrüchen für eine starke 
Verunsicherung in der Bevölkerung. 
Allein im Jahr 2014 lag der Anstieg der 
Wohnungseinbrüche gegenüber dem 
Vorjahr in Stuttgart bei 22 Prozent 
(vgl. Abbildung 1). 

Dabei sind die psychologischen Fol-
gen der Wohnungseinbrüche oft noch 
schwerwiegender als die materiellen 
Schäden. Die sogenannte Verhinde-
rungsquote liegt in Stuttgart bei über 
40 Prozent, d. h. die Täter brachen in 

fast der Hälfte aller Versuche ihre Vor-
haben ab. Diese Statistik und aktuelle 
Studien unterstreichen erneut, dass 
die Beachtung der Präventionsaspek-
te wie Sicherheitstechnik am Gebäude 
und das soziale Umfeld wesentlich 
dazu beitragen können, das Risiko zu 
minimieren, Opfer eines Einbruches 
zu werden. Kaum vorhandene Ermitt-
lungsansätze bzw. auswertbare Spu-
ren sowie das professionelle Vorge-
hen der Täter machen – wie bei kaum 
einem anderen Delikt – die Mithilfe der 
Bevölkerung notwendig.

Das Europäische Forum für Urbane 
Sicherheit (EFUS) ist ein europäisches 
Städtenetzwerk mit aktuell mehr als 
250 Kommunalverwaltungen, das 1987 
in Barcelona unter der Schirmherr-
schaft des Europarats gegründet wur-
de. EFUS arbeitet zu allen wichtigen 
Fragen von urbaner Sicherheit und 
kommunaler Kriminalprävention und 
dient dem Austausch von Erfahrun-
gen, Konzepten, Projektergebnissen 
und Fachwissen. Die Stadt Stuttgart 

ist seit Juli 2008 erstes deutsches Voll-
mitglied von EFUS. Durch den Zugriff 
auf eine gemeinsame Projektdaten-
bank kann Stuttgart bereits bewährte 
Möglichkeiten der Kriminalitätsbe-
kämpfung anderer EFUS-Partner über-
nehmen. Das Deutsch-Europäische Fo-
rum für Urbane Sicherheit e.V. (DEFUS) 
ist die deutsche Sektion im EFUS. Es 
bietet den Akteuren der Sicherheitsar-
beit in den deutschen Städten die 
Möglichkeit zum Austausch und zur 
Zusammenarbeit.

Projektskizze

Um Erkenntnisse zur Haltung der 
Bevölkerung zum Thema Wohnungs-
einbruch zu gewinnen und die Be-
wohner bereits für Präventionsansät-
ze zu sensibilisieren, wurde in aus- 
gewählten Stadtteilen des Stadtbe-
zirks Stuttgart-Nord (vgl. Karte 1) eine 
repräsentative Befragung der Bürger-
schaft durchgeführt.

Anschließend wurden in diesen 
Stadtteilen Einbruchspräventionsmaß-
nahmen der Polizei umgesetzt. Danach 
wurde eine zweite Befragung durch-
geführt und ausgewertet, ob ver

1 Vgl. Schöb, Anke: Stuttgart im europäischen Vergleich. 
Ergebnisse der vierten europäischen Urban-Audit-Befra-
gung 2012, in: Statistik und Informationsmanagement, 
Monatsheft 12/2015, S. 4–40.

Einbruchsprävention im 
Wohngebiet 
Präventionsmaßnahmen und Ergebnisse von  
Bewohnerbefragungen in Stuttgart

Gunter Schmidt
Stuttgart hat im Rahmen eines europäischen Projekts des Städtenetzwerks 
EFUS (Europäisches Forum für Urbane Sicherheit) eine Studie initiiert mit dem 
Ziel, vertiefte Erkenntnisse zur Verhinderung von Wohnungseinbrüchen zu 
gewinnen. Die Befragungen von Bewohnern vor und nach einer halbjährigen 
Präventionskampagne von Oktober 2014 bis März 2015 führen zu Schluss- 
folgerungen, die im folgenden Artikel vorgestellt werden. 

Abbildung 1: Schwerer Diebstahl aus Wohnraum in Stuttgart 2005–2014 Karte 1: Ausgewählte Stadtteile des Stadtbezirks Stuttgart-Nord 
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schiedene Einbruchspräventionsmaß-
nahmen im Projektgebiet eine Wirkung 
erzielt haben. 

Projektziele
■■ �Qualitätsmanagement für die Polizei 
und für andere Sicherheitsakteure

■■ �Optimierung der Präventionsmaß-
nahmen

■■ �Einbeziehung der Bürgerschaft/Be-
teiligung

■■ �Steigerung des Einbruchschutzes 
(technisch am Gebäude, aber auch 
durch Sozialkontrolle in der Nach-
barschaft)

■■ �Reduzierung der Fallzahlen Woh-
nungseinbruch

■■ �Verbesserung des Sicherheitsgefühls

Zielgruppe
■■ �Das Projekt findet in nachfolgend 
aufgelisteten Stadtteilen statt, da 
hier in der dunklen Jahreszeit 2013/ 
2014 im Verhältnis zur Einwohner-
zahl überdurchschnittlich viele Ein-
brüche verübt wurden.
Weißenhof	�  2280 Einwohner
Mönchhalde� 2225 Einwohner
Relenberg � 4493 Einwohner
Lenzhalde � 2060 Einwohner

Bismarckturm� 358 Einwohner
Killesberg� 1316 Einwohner
Insgesamt � 12 732 Einwohner

Projektbeteiligte
Kooperation innerhalb der Stuttgar-
ter Sicherheitspartnerschaft

■■ �Stabsstelle Kommunale Kriminalprä-
vention beim Referat Sicherheit, 
Ordnung und Sport (SOS/KKP)

■■ Statistisches Amt
■■ Polizeipräsidium Stuttgart
■■ �Förderverein Sicheres und Sauberes 
Stuttgart e.V.

■■ Bezirksrathaus Stuttgart-Nord
■■ EFUS und DEFUS

Erste Befragung im Herbst 2014

Die erste Befragung fand in der Zeit 
vom 24. September bis 6. November 
2014 statt. Die Teilnahme an der freiwil-
ligen Befragung war schriftlich mit der 
Rücksendung des versandten Frage-
bogens möglich. Die Ziehung der 2500 
Personen, die ihren Hauptwohnsitz in 
sechs Stuttgarter Stadtteilen haben 
und in Privathaushalten leben, erfolg-
te nach dem Zufallsprinzip auf der Ba-
sis der Einwohnermeldedatei (Quer-

schnittsdesign). Um die Teilnahme- 
bereitschaft zu unterstützen, wurden 
ein offizielles Anschreiben des zustän-
digen Bürgermeisters und ein fran-
kierter Rücksendeumschlag dem Fra-
gebogen beigelegt.

Folgende Aspekte wurden abgefragt:
■■ �Einstieg in die Befragung durch Fra-
ge zum Wohlbefinden im Stadtteil

■■ Allgemeines Sicherheitsgefühl
■■ �Spezielles Sicherheitsgefühl in Be-
zug auf Wohnungseinbruch

■■ Viktimisierung, Vulnerabilität
■■ �Fragen zur Bereitschaft der Bürger, 
die Polizei zu verständigen

■■ �Fragen zur Investitionsbereitschaft 
der Bürger in Sicherheitstechnik

Präventionsmaßnahmen von Oktober 
2014 bis März 2015

■■ �Informationsstände/Anbieten von 
Beratungen

■■ �Fußstreifen mit Nachschau, ob Fens-
ter gekippt/Türen offen sind usw.

■■ �Information der Bürger zu festge-
stellten geöffneten Fenstern/Türen 

■■ Ansprechen von Passanten
■■ �Präsenz Polizei und Städtischer Voll-
zugsdienst
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■■ �Postwurfsendung mit Informatio-
nen zum Einbruchschutz

■■ �Kriminalpräventives Theaterstück 
„Der ungebetene Gast“ am 25. Feb-
ruar 2015 im Eberhard-Ludwig-Gym-
nasium (Herdweg) (siehe Bild 4)

Zweite Befragung Frühjahr 2015

Nach Durchführung der Präventi-
onsaktion wurde eine erneute freiwil-
lige Befragung von insgesamt 2500 zu-
fällig ausgewählten Haushalten im 
Zeitraum März bis Anfang April 2015 
durchgeführt. Folgende Aspekte wur-
den abgefragt:

■■ �Wahrnehmung der polizeilichen Ak-
tionen

■■ �Hat sich das Präventionsverhalten 
verändert?

■■ �Wurden weitere Informationen zum 
Thema Einbruchschutz eingeholt?

■■ �Fand ein Austausch im Bekannten-
kreis statt?

■■ �Werden weitere Informationen ge-
wünscht?

■■ �Wurde ein Termin bei der Kriminal-
polizeilichen Beratungsstelle verein-
bart?

■■ �Gab es Unterschiede zwischen „Ei-
gentümer“ oder „Mieter“?

Finanzierung des Projekts

Das Gesamtbudget des Stuttgarter 
EFUS-Projekts belief sich auf etwa  
22 000 Euro, die sich wie folgt auf
teilen:

■■ �12 000 Euro Sachkosten für die zwei 
Befragungen

■■ �4000 Euro Sachkosten für die Prä-
ventionsmaßnahmen

■■ �6000 Euro Personalkosten für die 
Durchführung des Audits in Stutt-
gart

Erkenntnisse und Schluss­
folgerungen für die Einbruchs­
prävention in Thesen

Alleine durch Befragungen an sich 
kann man die Bevölkerung für das Prä-
ventionsthema interessieren und sen-
sibilisieren. Der außergewöhnlich hohe 
Rücklauf (57 % und 64 %) bei den Befra-
gungen zeigt die hohe Sensibilität der 
Bürger beim Thema Einbrüche. Die Be-
völkerung kann deutlich unterschei-
den, ob es sich um eine generelle Be-
drohungslage handelt (die auch durch 
entsprechende Medienberichterstat-
tung befördert werden kann) oder um 
eine „reale“ Bedrohung im Wohn
gebiet. Einbrüche/Einbruchsversuche 

oder die Angst davor sind für 
das Sicherheitsgefühl ab-
träglich; es wird nachgewie-
sen, dass darunter auch die 
Lebensqualität leidet.

Ergriffene zusätzliche und 
gezielte Präventionsmaß-
nahmen führen zu einem 
spürbaren Rückgang des Be-
drohungsgefühls („es lohnt 
sich“). Im Stadtbezirk Nord, 
in dem das Untersuchungs-
gebiet liegt, haben die Ein-
bruchsfallzahlen nach Er-
greifen der Präventions- 
maßnahmen signifikant und 
deutlich überdurchschnitt-
lich abgenommen; inwieweit 
dies auf die ergriffenen Maß-
nahmen ganz oder teilweise 
zurückzuführen ist, muss 
aber offen bleiben. Ergriffe-
ne zusätzliche und gezielte Präventi-
onsmaßnahmen verbessern nachweis-
lich den Informationsstand der Be- 
völkerung, befördern das Ergreifen 
von Maßnahmen durch die Bürger 
oder wecken zumindest das Verständ-
nis dafür. Einbruchspräventionsmaß-
nahmen werden mehrheitlich ergrif-
fen, auch wenn keine eigene Ein- 
bruchserfahrung vorliegt. Soziale 
Netzwerke (Partner/Freunde/Bekann-
te) und die Medien sind vorrangig die 
Auslöser für das Ergreifen von Maß-
nahmen. Bei eigener Einbruchserfah-
rung oder einem Einbruch in der Nach-
barschaft ergreifen drei Viertel der 
Befragten danach Einbruchsvorsorge-
maßnahmen. 

Es zeigt sich aber auch, dass die po-
lizeiliche Informationsarbeit und Be
ratungstätigkeit Anlass für die Be-
schäftigung mit dem Thema ist. 
Präventionsarbeit muss sowohl ein 
Grundinteresse am Thema und seiner 
Relevanz wecken als auch eine geziel-
te technische Maßnahmenberatung 
leisten. Es hat sich herausgestellt, dass 
bei Mietwohnungen Ansprechpartner 
für die Präventionsarbeit in erster Li-
nie der Vermieter sein muss, da nur 
dieser berechtigt und in der Regel 
auch für bauliche Veränderungen ver-
traglich verantwortlich ist. Präventi-
onsarbeit über entsprechende Kanäle 
einzuleiten (Architektenkammer, Haus 
& Grund, Banken etc.) ist daher ein er-
folgversprechender Weg.

Überraschenderweise zeigt sich 
aber auch eine große Bereitschaft der 
Mieter selbst, zumindest in eine me-
chanische Grundsicherung (Türen, 
Fenster) zu investieren (die Vermieter-
erlaubnis vorausgesetzt). Die Bereit-

schaft zu weiteren Präventionsinvesti-
tionen ist vielfach vorhanden, sodass 
es sich auch lohnt, Personen anzu-
sprechen, die schon Maßnahmen er-
griffen haben. Die Bevölkerung nimmt 
gezielte Präventionsarbeit (Infostand, 
Fußstreife, Ansprechpartner vor Ort 
auf Schwachstellen) erstaunlich gut 
wahr. Sehr positiv angenommen wer-
den das Ansprechen der Polizei auf 
Schwachstellen an Gebäude/Woh-
nung und Fußstreifen der Polizei im 
Wohngebiet. Aber auch Informations-
stände und Flyer im Briefkasten sind 
adäquate Mittel der Präventionsar-
beit. Bei Flyern ist der konkrete lokale 
Bezug für die Wahrnehmung wichtig. 
Es ist ein über den Erwartungen lie-
gender hoher Kenntnisstand der Be-
völkerung zum Thema Einbruchsprä-
vention im Allgemeinen und zum 
technischen Einbruchschutz im Be-
sonderen festzustellen. Eine Beratung 
muss nicht bei „Null“ anfangen, son-
dern kann oft gewisse Grundkenntnis-
se und ein Grundverständnis für die 
Problematik voraussetzen.

Sehr aufschlussreich ist zu erfahren, 
wie sich die Bürger über technischen 
Einbruchschutz informieren: Informa-
tionsquellen sind die sozialen Kon
takte (Freunde/Nachbarn/Verwandte), 
die hier als Multiplikatoren wirken, das 
Internet, aber auch Fachfirmen für Si-
cherheitstechnik. An erster Stelle wer-
den freilich die Beratungsstellen der 
Polizei genannt. Das bestätigt die Not-
wendigkeit polizeilicher Präventions-
arbeit, da diese offenbar deutlich stär-
ker nachgefragt wird und ihr hohes 
Vertrauen (auch als wirtschaftlich un-
abhängige Beratungsinstanz) entge-
gengebracht wird. Investiert wird in 

Foto: © Polizeiliche Kriminalprävention der Länder und des Bundes 
(www.polizei-beratung.de)

http://www.polizei-beratung.de
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erster Linie beim Einbruchschutz in 
den Schutz der Türen und Fenster. 
Eine Änderung der Präventionsstrate-
gie beim technischen Einbruchschutz 
ist also nicht notwendig. Erstaunlich 
sind die nicht unbeträchtlichen Inves-
titionen, die schon in den Einbruch-
schutz investiert wurden.

Für die Argumentation im Rahmen 
der Präventionsarbeit ist die Kenntnis 
der Gründe, mit denen das Unterlas-
sen von vorbeugenden Maßnahmen 
gerechtfertigt wird, von grundlegen-
der Bedeutung. Vor allem zeigt sich, 
dass als ausreichenden Einbruch-
schutz angesehen wird, wenn in der 
Wohnung jemand dauernd anwesend 
ist und die Nachbarn aufmerksam 
sind; da beides trügerisch sein kann, 
müssen diese Argumente für ein Un-
terlassen von technischen Präventi-
onsmaßnahmen bei der Überzeu-
gungsarbeit aufgenommen werden.

In Mehrfamilienhäusern lässt die 
Bereitschaft für Präventionsschutz 
nach, je größer das Gebäude ist und je 
höher die Wohnung im Gebäude liegt. 
Auch dies sind wichtige Hinweise für 
die Präventionsberatung, da diese Ob-
jekte keinesfalls vor Einbrüchen ge-

schützter sind. Die Bereitschaft, bei 
verdächtigen Beobachtungen auch 
die Polizei einzuschalten, ist hoch, was 
Voraussetzung für erfolgreiche poli-
zeiliche Reaktionen ist. Die Befragun-
gen haben wichtige Hinweise zum 
Meldeverhalten der Bevölkerung er-
bracht. So ist in Gebieten mit mehrge-
schossigem Wohnungsbau die Bereit-
schaft, die Polizei bei verdächtigen 
Beobachtungen zu informieren, deut-
lich geringer (fehlende soziale Kon
trolle, Anonymität). 

Da eine aufmerksame Nachbar-
schaft (Briefkastenleerung, Rollladen-
bewegungen oder Anwesenheit durch 
Nachbarschaftshilfe bei Abwesenheit 
vortäuschen, Ansprechen verdächti-
ger Personen) ein sehr erfolgreiches 
Vorbeugungsmittel ist, wird aufgrund 
der Befragungserkenntnisse die Be-
deutung der Nachbarschaftshilfe in 
der Präventionsarbeit verstärkt the-
matisiert und beworben. Die Gründe 
für ein Nichtmelden verdächtiger Be-
obachtungen sind zum einen, dass 
eine Meldung ein vages Gefühl er-
zeugt und die Folgen des Anrufs sehr 
schwer abzuschätzen sind und zum 
zweiten die Sorge über einen Fehl

alarm beziehungsweise das Verdächti-
gen von Unschuldigen.

Als häufigste Reaktion bei der Be-
obachtung verdächtiger Personen im 
Wohngebiet geben die Befragten an, 
dass sie sich eher mit ihrem persönli-
chen Umfeld (Partner/Freunde/Be-
kannte) besprechen oder sich für die 
verdächtige Person bemerkbar ma-
chen, bevor sie die örtliche Polizei-
dienststelle oder den Notruf anrufen. 
Da hier sehr viel wertvolle Zeit verlo-
ren geht, wird diese Erkenntnis in die 
Präventionsarbeit mitaufgenommen. 
In der neu entwickelten Nachbar-
schaftspostkarte, aber auch bei den 
sonstigen Beratungsvorgängen (an In-
foständen, bei Streifengängen, bei 
Hauseigentümerversammlungen etc.) 
wird zudem die alleinige Nutzung der 
Polizeinotrufnummer 110 bei der Mel-
dung verdächtiger Vorgänge bewor-
ben, da die Mehrheit der Befragten 
diesen Meldeweg nicht als vorrangig 
bezeichnet.

Gunter Schmidt war Leiter der Kommunalen Kriminal- 
prävention im Referat Sicherheit, Ordnung und Sport  
der Landeshauptstadt Stuttgart. Er ist seit September 2016  
im Polizeipräsidium Stuttgart tätig.  
Kontakt: gunter.schmidt@polizei.bwl.de


